
Abschrift 

140 C 1921/15 

Amtsgericht Münster 

IM NAMEN DES VOLKES 

Urteil 

In dem Rechtsstreit 

der Lorraine Media GmbH, vertr. d. d. Gf., Hauptstr. 117, 10827 Berlin, 

Klägerin, 

Prozessbevollmächtigter: 

gegen 

Beklagten, 

Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte ••••••••• 

hat das Amtsgericht Münster 

im vereinfachten Verfahren gemäß § 495a ZPO ohne mündliche Verhandlung am 

23.10.2015 

durch den Richter Braun 

für Recht erkannt: 

Der Volistreckungsbescheid des Amtsgerichts Wedding vom 15.05.2015 

(Geschäftsnummer 15-0797958-0-3) wird mit der Maßgabe aufrecht er­

halten, dass der Beklagte verurteilt wird, an die Klägerin 537,30 € nebst 

Zinsen in Höhe von 5%-Punkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit 

dem 23.04.2015 zu zahlen. 

Ilona Brombach
Wertersatz von 537 Euro
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Der Beklagte trägt auch die weiteren Kosten des Rechtsstreits 

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. 

Tatbestand: 

entfällt gem. § 313a Abs. 1 S. 1 ZPO. 

Entscheidungsgründe: 

Die Klage ist zulässig und begründet. 

Die Klägerin hat gegen den Beklagten einen Zahlungsanspruch in Höhe von 537,30 

EUR aus § 357 Abs. 8 BGB. 

I. 

Unstreitig haben die Parteien am 17.01.2015 einen Vertrag über die Anfertigung ei­

ner digitalen Fotoserie von der Tochter des Beklagten, die Auswahl von fünf Fotos 

der gefertigten Aufnahmen und das Vorrätig-Halten dieser fünf Aufnahmen für die 

Dauer von 12 Monaten auf der Internetseite der Klägerin www.models-week.de ver­

einbart. Die vereinbarte Vergütung betrug hierfür 597,00 EUR. 

Die Klägerin hat dem Grunde nach Anspruch auf Wertersatz für die bis zum Widerruf 

erbrachten Leistungen, da der Beklagte beim Vertragsschluss schriftlich ausdrücklich 

verlangt hat, dass die Klägerin schon vor Ablauf der Widerrufsfrist mit der Leistungs­

erbringung beginnt. Der Beklagte wurde im unmittelbaren Rahmen des Vertrags­

schlusses wirksam über das ihm zustehende Widerrufsrecht belehrt und auch aus­

drücklich auf die daraus folgende Verpflichtung zur Leistung von Wertersatz hinge­

wiesen. Dies ergibt sich aus der Anlage K2. Im Übrigen entspricht die dort angege­

bene Widerrufsbelehrung, entgegen der Ansicht des Beklagten, auch den Anforde­

rungen des Artikel 246a § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 3 EGBGB. Das der Be­

klagte den Vetrag bereits vor Sichtung der vollständigen Vertragsunterlagen unter­

zeichnet hat, lässt die Belehrung über das Widerfufsrecht nicht unwirksam werden. 

Die Wertersatzpflicht ist auch entstanden, da die Klägerin nach dem Vertragsschluss 

unmittelbar mit der Anfertigung der Fotoserie der Tochter des Beklagten begann. 

Diesbezüglich handelt es sich, anders als der Beklagte meint, nicht lediglich um 
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Vorbereitungshandlungen, sondern um die Erfüllung der vertraglichen Leistungs­

pflichten durch die Klägerin. 

Die Ansicht des Beklagten, dass die Klägerin nicht alles, was zu Erfüllung des Ver­

trages erforderlich war, geleistet habe ist unerheblich, denn dass die Anzeige durch 

die Klägerin nicht online gestellt wurde, war gerade die Folge seines Widerrufs. 

Der Anspruch auf Wertersatz in Höhe von 537,30 EUR ist auch angemessen. Insbe­

sondere ist die vereinbarte Vergütung nicht unverhältnismäßig i.S.d. § 357 Abs. 8 S. 

5 BGB. 

Aus den Anlagen K5 und K6 ist ersichtlich, dass sich die vereinbarte Vergütung 

durchaus im Rahmen von vergleichbaren Angeboten für die Anfertigung von Fotose­

rien bewegt. 

Die beantragten 90 % der vereinbarten Vergütung entsprechen auch den bis zum 

Widerruf erbrachten Leistungen. Entgegen der Ansicht des Beklagten, kommt es für 

die Bestimmung des Wertersatzes nicht darauf an, wie viel Zeit die Leistungen der 

Klägerin im Verhältnis zur vereinbarten Laufzeit des Veröffentlichung der Onlinean­

zeige beträgt oder wie lange die Anfertigung der Fotoserie dauerte oder wie profes­

sionell diese durchgeführt wurde, sondern es ist lediglich darauf abzustellen, wieviel 

der geschuldeten Leistungen durch die Klägerin bereits erbracht wurden. Zum 

Widerrufszeitpunkt war die Leistung der Klägerin, nämlich das Bereitstellen eine Vi­

sagistin, die Anfertigung der Fotoserie, die Herstellung eines Galeriebildes, die Aus­

wahl von 5 Bildern, die Bildbearbeitung, die Datenerfassung und das Erstellen der 

Onlineanzeige vollständig erbracht. Lediglich das veröffentlichen und Vorrätig-Halten 

der Anzeige auf der Webseite des Klägerin für 12 Monate war zu diesem Zeitpunkt 

noch geschuldet. In diesem Zusammenhang ist es unerheblich, dass der Beklagte 

mit Nichtwissen bestreitet, dass lediglich noch ein geringfügiger Aufwand für die voll­

ständige Leistungserbringung durch die Klägerin nötig gewesen sei. Es ist unstreitig, 

dass alle übrigen Leistungspflichten bereits erbracht wurden. 

11. 

Der Zinsanspruch ergibt sich aus §§ 288, 291 BGB. 

111. 

Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 92 Abs. 2 Nr. 1, 269 Abs. 2 S. 3 ZPO. Der 

Kläger hat seine Klage hinsichtlich der Zinsforderung und der Nebenforderungen 

Ilona Brombach
Folge des Widerrufs

Ilona Brombach
90% Wertersatz sind angemessen!
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teilweise zurückgenommen. Der zurückgenommene Teil der Klage war verhältnis­

mäßig geringfügig. 

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit beruht auf §§ 708 Nr. 11, 1. 

Alt., 711, 71~ZPO. 

Der Streitwert wird festgesetzt auf 537,30 €. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen dieses Urteil ist das Rechtsmittel der Berufung für jeden zulässig, der durch 

dieses Urteil in seinen Rechten benachteiligt ist, 

1. wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 600,00 EUR übersteigt oder 

2. wenn die Berufung in dem Urteil durch das Amtsgericht zugelassen worden ist. 

Die Berufung muss innerhalb einer Notfrist von einem Monat nach Zustellung 

dieses Urteils schriftlich bei dem Landgericht Münster, Am Stadtgraben 10, einge­

gangen sein. Die Berufungsschrift muss die Bezeichnung des Urteils, gegen das die 

Berufung gerichtet wird, sowie die Erklärung, dass gegen dieses Urteil Berufung 

eingelegt werde, enthalten. 

Die Berufung ist, sofern nicht bereits in der Berufungsschrift erfolgt, binnen zwei Mo­

naten nach Zustellung dieses Urteils schriftlich gegenüber dem Landgericht Münster 

zu begründen. 

Die Parteien müssen sich vor dem Landgericht Münster durch einen Rechtsanwalt 

vertreten lassen, insbesondere müssen die Berufungs- und die Berufungsbegrün­

dungsschrift von einem solchen unterzeichnet sein. 

Mit der Berufungsschrift soll eine Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift des ange­

fochtenen Urteils vorgelegt werden. 

Braun 


